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BEGRÜNDUNG ZUR AUFSTELLUNG DES BEBAUUNGSPLANES 
„AUF KÄLBLINGEN“ 

 

1 LAGE DES PLANGEBIETS UND PLANUNGSERFORDERNIS 

1.1 Lage und Abgrenzung des Plangebietes 

Die Ortsgemeinde Bottenbach liegt im Landkreis Südwestpfalz, in der Verbandsgemeinde 

Pirmasens-Land. Das Plangebiet befindet sich am östlichen Siedlungsrand der Gemeinde, 

hinter der Bebauung der Christiangasse und grenzt nördlich direkt an die Friedhofstraße 

an. Östlich des Geltungsbereichs liegt eine im Flächennutzungsplan ausgewiesene Fläche 

für Landwirtschaft, auch südlich befindet sich Freiland. 

Von der Planung betroffen sind ganz oder in Teilen die Flurstücke 2288/1, 2293, 2295, 

2297 und 2298/8. 

Der Geltungsbereich hat eine Größe von ca. 0,7 ha.  

Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereichs ergibt sich aus der Planzeichnung im 

Maßstab 1:500. 

 

Abb. 1: Lage des Plangebiets 

 

Datengrundlage: LANIS Rheinland – Pfalz, Januar 2025 
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Abb. 2: Plangebiet  

 

Quelle Luftbild: LANIS Rheinland-Pfalz; Stand Januar 2025 

 

 

1.2 Erforderlichkeit der Planaufstellung und Anlass des Bebauungsplanes 

1.2.1 Anlass der Planung 

Die Ortsgemeinde Bottenbach liegt landschaftlich attraktiv im Pirmasenser Hügelland. Das 

nächste Grundzentrum, die Ortsgemeinde Vinningen, ist ca. 6 km entfernt. Das 

nächstgelegene Oberzentrum, die Stadt Pirmasens befindet sich in ca. 11 km Entfernung.  

 

Im Jahr 2023 verzeichnete die Gemeinde 731 Einwohner (vgl. Statistisches Landesamt 

Rheinland-Pfalz, https://infothek.statistik.rlp.de, Stand 23.01.2025). Gerade für kleine 

Ortschaften ist es erforderlich in verträglichem Maße Wohnbauflächen auszuweisen, um 

Bevölkerung am Ort zu halten. Künftig wird es immer herausfordernder die erforderliche 

Ver- und Entsorgungsinfrastruktur vorzuhalten und zu finanzieren. Das Neubaugebiet mit 
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12 Bauplätzen soll sowohl für die jüngere, als auch die ältere Bevölkerung eine attraktive 

Wohnlage bieten. Außerdem kann die Planung als Abrundung des Gesamtbildes der 

Ortsgemeinde gesehen werden. Ziel ist es weiterhin sich eine mögliche Erweiterung des 

Neubaugebietes nach Süden hin offen zu halten. 

 

1.2.2 Verfahren und Rechtsgrundlagen 

Nach § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald 

und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Die 

Ortsgemeinde Bottenbach möchte am Rand der Bebauung ein neues Wohngebiet 

entwickeln, weshalb ein Bebauungsplan erstmals aufgestellt werden soll.  

Bei dem Bebauungsplangebiet handelt es sich um eine Fläche im planerischen 

Außenbereich (§ 35 BauGB) der Ortsgemeinde und war ursprünglich für das Verfahren 

gem. § 13b BauGB vorgesehen. Durch die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 

vom Juli 2023 wurde festgestellt, dass § 13b BauGB nicht mit Unionsrecht vereinbar ist und 

daher nicht mehr angewendet werden soll.  

Für mit § 13b BauGB begonnene Verfahren wurde der § 215a BauGB als 

„Reparaturklausel“ eingefügt. Gem. § 215a Abs. 3 BauGB können Verfahren nach § 13a 

Absatz 2 Nummer 1 in Verbindung mit § 13 Absatz 3 Satz 1 sowie § 13a Absatz 2 Nummer 

4 nur dann entsprechend angewendet werden, wenn die Gemeinde auf Grund einer 

Vorprüfung des Einzelfalls entsprechend § 13a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 zu der 

Einschätzung gelangt, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen 

Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Absatz 4 Satz 4 in der Abwägung zu 

berücksichtigen wären oder die als Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes oder der 

Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts entsprechend § 1a Absatz 3 

auszugleichen wären. Wird das Verfahren nach Absatz 1 oder Absatz 2 nach Abschluss 

der Vorprüfung des Einzelfalls ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4 

fortgesetzt, hat die Gemeinde dies einschließlich der hierfür wesentlichen Gründe ortsüblich 

bekanntzumachen.  

Das Verfahren für den Bebauungsplan „Auf Kälblingen“ wird gem. §§ 2ff BauGB im 

Vollverfahren (Regelverfahren) aufgestellt. Bebauungspläne sind aus dem 

Flächennutzungsplan zu entwickeln, der Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde stellt 

für das Gebiet keine spezifische Nutzung dar, weshalb der Flächennutzungsplan geändert 

werden muss. Für die Belange des Umweltschutzes wird gem. § 2 Abs. 4 BauGB eine 

Umweltprüfung durchgeführt, die Ergebnisse werden in einem Umweltbericht beschrieben 

und bewertet. Der Umweltbericht wird als eigenständiger Teil der Begründung beigefügt. 
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Der Beschluss zur Aufstellung dieses Bebauungsplanes wurde von dem Ortsgemeinderat 

am 17.12.2024 gefasst.  
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2 PLANUNGSVORGABEN 

2.1 Regionaler Raumordnungsplan 

Der Regionale Raumordnungsplan Westpfalz zeigt für Bottenbach Siedlungsflächen, sowie 

für das Plangebiet sonstige Freiflächen. Vorrang- oder Vorbehaltsgebiete, insbesondere für 

die Landwirtschaft sind nicht betroffen, grenzen lediglich im Osten an das Gebiet an. 

 

Abb. 3: Ausschnitt aus dem Regionalen Raumordnungsplan IV 

 

Quelle: Planungsgemeinschaft Westpfalz, Regionaler Raumordnungsplan IV, 2020 

 

Laut Planungsgemeinschaft Westpfalz verfügt Bottenbach über einen zugewiesenen 

Bedarfswert von 1,1 ha Wohnbaufläche. Durch den Bebauungsplan würden 0,6 ha 

Wohnbaufläche entstehen.  
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2.2 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Pirmasens-Land stellt für das Plangebiet 

in der Gemeinde Bottenbach eine sonstige Freiflächen dar und entspricht mit dieser 

Darstellung nicht dem Planungsziel des Bebauungsplanes. Die Fläche im Westen an das 

Plangebiet angrenzend ist als Siedlungsfläche Wohnen gekennzeichnet. Angrenzend an 

den Geltungsbereich befindet sich gemischte Baufläche. 

 

Abb. 4: Auszug aus dem Flächennutzungsplan 

 

Quelle: Verbandsgemeinde Pirmasens-Land 
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2.3 Bebauungsplan 

Für das Plangebiet besteht bisher kein rechtskräftiger Bebauungsplan. Um Baurecht zu 

schaffen, wird mit diesem Verfahren erstmals ein Bebauungsplan für das Gebiet aufgestellt. 

Auch direkt angrenzend befindet sich kein Geltungsbereich eines Bebauungsplans. 

 

2.4 Öffentliche Interessen, die durch die Planung nicht berührt werden 

Im Plangebiet sind Altlasten, altlastenverdächtige Flächen oder Stätten von 

Altablagerungen im Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Pirmasens-Land weder 

nachrichtlich ausgewiesen, noch gibt es Erkenntnisse oder Hinweise auf deren Vorkommen 

im Gebiet. Innerhalb des Plangebietes bestehen keine Bauverbotszonen klassifizierter 

Straßen. Bergbauanlagen sind weder im Plangebiet noch in dessen Umgebung vorhanden. 

Auch landwirtschaftliche Betriebe sind nicht im oder unmittelbar angrenzend an den 

Geltungsbereich des Bebauungsplans. Nördlich angrenzend befindet sich lediglich eine 

Trauerhalle mit angrenzendem Friedhof.  

 

2.5 Bestandserhebung 

Das Plangebiet liegt im Osten der Ortsgemeinde Bottenbach und grenzt an die Bebauung 

der Christiansgasse, sowie an die Friedhofstraße an. Aktuell befinden sich auf dem 

Plangebiet teilweise eine Streuobstwiese mit eher älterem Baumbestand. Darüber hinaus 

ist das sonstige Gelände als offenes Grünland zu bezeichnen auf dem vor allem Gräser 

und Wiesenblumen wachsen. 

Abb. 5 & Abb. 6: Blick auf die Friedhofstraße gen Westen, Blick auf die Friedhofstraße gen 

Osten 
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Abb. 7 & Abb. 8: Blick auf das Plangebiet  

            

 

Abb. 9 & Abb. 10: Blick auf das Plangebiet 

                   

 

 

3 PLANUNG 

3.1 Städtebauliches Konzept 

Die vorgesehene Bebauung schließt an ein bereits vorhandenes Wohngebiet der 

Christiansgasse an und kann aufgrund ihrer Lage als Abrundung des Ortsbildes gesehen 

werden. Der Bebauungsplan hat zum Ziel, unter Berücksichtigung einer geordneten 

städtebaulichen Entwicklung, neue Wohnflächen zu schaffen. Geplant ist die Errichtung von 

12 Einfamilienhäusern auf Grundstücksgrößen von ca. 500 – 900 m². Um eine 

größtmögliche Flexibilität zu gewährleisten, sind die Baufenster durch Baugrenzen 

ausgewiesen. Im Plangebiet wird auf einen ausreichenden Grünanteil geachtet, die 

Versiegelung soll niedrig gehalten werden, um den Wasserhaushalt und die Natur zu 

entlasten. Vor allem um den Oberflächenabfluss zu reduzieren sind Festsetzungen zu 

Gründächern und zu begrünenden Freiflächen getroffen worden. Ebenso soll auf eine 

Bewirtschaftung des Gebietes mit Niederschlagswasser geachtet werden. Die 

Ortsgemeinde Bottenbach ist stark landwirtschaftlich geprägt und verzeichnet einen hohen 

Anteil an Freifläche und landwirtschaftlich genutzter Fläche. Aus diesem Grund ist es für 
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die Ortgemeinde wichtig, dass sich die neue Bebauung an das bestehende Wohngebiet 

anfügt und ein sanfter Übergang in die freie Natur geschaffen wird. Zusätzlich zu den 

festgesetzten Begrünungen lenkt die Ortsgemeinde ihre Entwicklung in eine umwelt- und 

naturfreundliche Richtung, in dem auch Regelungen zu Beleuchtung und erneuerbaren 

Energien gefasst wurden. Das Neubaugebiet soll kostengünstig und nachhaltig entwickelt 

werden, sowie die Basis für eine Weiterentwicklung des Neubaugebietes bieten. Dafür legt 

die Ortsgemeinde Bottenbach mit dem vorliegenden Bebauungsplan den Grundstein.  

 

3.2 Äußere und innere wegemäßige Erschließung des Plangebietes 

Das Plangebiet liegt entlang der bestehenden Friedhofstraße und wird über diese 

erschlossen. Für die Erschließung der Privatgrundstücke wird eine Planstraße in das 

Gebiet gelegt. An deren Ende soll eine provisorische Wendemöglichkeit entstehen, da es 

das Ziel der Gemeinde ist das Neubaugebiet sukzessive nach Süden hin zu erweitern. 

 

3.3 Versorgung des Plangebietes mit Wasser, Strom, 

Telekommunikationsdienstleistungen 

3.3.1 Wasserversorgung 

Anschlüsse für Wasser werden während der Erschließung des Wohngebietes, vor dem Bau 

der Straße und noch vor der Bebauung der Grundstücke verlegt.  

 

3.3.2 Stromversorgung 

Die Stromversorgung des Gebietes wird durch Anschlusspunkte an bestehende Leitungen 

möglich sein. Stromleitungen werden im Zuge der Erschließung des Wohngebietes durch 

den Versorgungsträger bis auf die Baugrundstücke gelegt, siehe hierzu Punkt 4.10. 

 

3.3.3 Telekommunikationsdienstleistungen 

Die Erschließung des Neubaugebietes mit Telekommunikationsdienstleistungen wird vor 

der Ausführung durch die Verbandsgemeinde Pirmasens-Land und die Ortsgemeinde 

Bottenbach geregelt. Anschlussmöglichkeiten an Telekommunikationsleitungen sind in der 

Ortslage nordwestlich des Geltungsbereichs vorhanden.  

 

3.4 Beseitigung des im Plangebiet anfallenden Schmutz- und 

Oberflächenwassers 

Das Schmutzwasser wird über die vorhandenen Kanalleitungen entsorgt. Die Erschließung 

bis zum vorhandenen Schmutzwasserkanal erfolgt im Laufe der Ausführung der Planung. 

Hinsichtlich Wassertiefe und Fließgeschwindigkeiten, sowie Fließrichtung des sich 
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ansammelnden Oberflächenwassers geht für den geplanten Geltungsbereich keine Gefahr 

aus. 

 

Abb. 11: Auszug aus der Starkregenkarte, Wassertiefen bei außergewöhnlichem Starkregen 

 

Quelle: Wasserportal RLP, Januar 2025 
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Abb. 12: Auszug aus der Starkregenkarte, Fließgeschwindigkeit und Fließrichtung bei 

außergewöhnlichem Starkregen 

 

Quelle: Wasserportal RLP, Januar 2025 
 

 

3.5 Umweltverträglichkeitsprüfung und Eingriffsregelung 

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wird für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 

Absatz 6 Nummer 7 BauGB und § 1a BauGB eine Umweltverträglichkeitsprüfung 

durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt 

werden. Die Ergebnisse werden in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet. Der 

Umweltbericht ist als Anlage Teil der Begründung. 

 

3.6 Immissionsschutz 

Bei der Entscheidung über die Zulässigkeit von Vorhaben sind die Vorschriften zum 

Immissionsschutz, insbesondere über die schalltechnischen Grenzwerte in den 

ausgewiesenen Gebieten, zu berücksichtigen.  
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4 BEGRÜNDUNG DER ZEICHNERISCHEN UND TEXTLICHEN 
PLANFESTSETZUNGEN 

4.1 Art der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 BauGB i. V. m. §§ 1-15 BauNVO) 

Der Bebauungsplan hat das Ziel neue Wohnflächen zu schaffen, daher wird das Plangebiet 

als allgemeines Wohngebiet festgesetzt. Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem 

Wohnen. Im Gegensatz zu einem reinen Wohngebiet können bei einem allgemeinen 

Wohngebiet auch Nutzungen zugelassen werden, die das Wohnen nicht stören, wie 

bestimmte Dienstleistungen. In Nachbarschaft zum Geltungsbereich befindet sich ebenfalls 

Wohnbebauung, weshalb Konflikte in der Nutzung nicht zu erwarten sind.  

Zulässig sind neben dem Wohnen weitere Nutzungen, wie der Versorgung des Gebietes 

dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften und auch nicht störende 

Handwerksbetriebe. Die unter § 4 Abs. 3 BauNVO genannten Ausnahmen sind im Gebiet 

nicht zulässig.  

 

4.2 Maß der baulichen Nutzung 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16-21 a BauNVO) 

Für das gesamte Plangebiet sind eine einheitliche Grundflächenzahl (0,4) sowie 

Geschossflächenzahl (0,8) festgesetzt, da aufgrund der Größe und der Topografie des 

Gebietes eine Staffelung der Grund- und Geschossflächenzahl nicht sinnvoll erscheint. Die 

Grundflächenzahl darf nur durch Terrassen, Garagen, Stellplätze mit ihren Zufahrten, sowie 

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO um 50 von Hundert gem. § 19 Abs. 4 S. 2 

BauNVO überschritten werden. Diese Festsetzung ermöglicht mehr Nutzungsspielraum des 

Grundstücks, ohne das Hauptgebäude zu vergrößern. Dies spricht für eine höhere 

Flexibilität der Bauherren, die so die zusätzliche Überschreitung der GRZ um 50 von 

Hundert in Form von Mülltonnenplätzen, PKW-Stellplätzen usw. nutzen können. Hinzu 

kommt keine städtebauliche Überforderung des Gebietes, da die Gebäudegrundfläche 

begrenzt bleibt, es handelt sich nur um untergeordnete Anlagen, die eine Überschreitung 

der GRZ umfasst. Mit dieser ist außerdem eine klar definierte Obergrenze gesetzt und eine 

Ausdehnung limitiert, sodass eine Überversiegelung verhindert wird. Es soll ein hohes Maß 

an unversiegelter Fläche gewährleistet werden, um den Oberflächenabfluss so gering wie 

möglich zu halten und die Grundwasserneubildung zu unterstützen. Die vergangenen 

Trockenperioden und sinkende Grundwasserstände zeigen wie bedeutsam Freiflächen zur 

Bildung von Grundwasser sind. Die Festsetzung dient somit der Sicherung der 

Lebensgrundlage des Menschen. 
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4.2.1 Höhe baulicher Anlagen 

Um die Festsetzungen für die Genehmigungsbehörde sowie die künftigen Bauherren gut 

nachvollziehbar zu gestalten, wurde auf die Festsetzung von Vollgeschossen verzichtet und 

stattdessen die Höhenentwicklung über die Trauf- und Firsthöhe geregelt. Als oberer 

Bezugspunkt werden die Traufe bzw. der First festgesetzt. Aus Gründen der 

Überprüfbarkeit wird als unterer Bezugspunkt die Straßenoberkante der jeweiligen 

Erschließungsstraße gewählt. Dieser Punkt ist nicht veränderbar wie beispielsweise das 

natürliche Gelände. Die festgesetzten Höhen von 6,50 m (Traufhöhe) und 11,50 m 

(Firsthöhe) sind übliche Höhenangaben für komfortable Einfamilienhäuser oder sogenannte 

„Stadtvillen“.  

 

4.2.2 Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern 

(§ 9 Abs. 1 Nr.17 und Nr. 26 BauGB) 

Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind Aufschüttungen und Abgrabungen 

zur Herstellung des Geländeplanums für Gebäude, Stellplätze, Arbeits- und Lagerflächen 

zulässig. 

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind Aufschüttungen und Abgrabungen 

einschließlich der Böschungssicherungen und -befestigungen bis zu einer Höhe/Tiefe von 

max. 1,00 m, bezogen auf das ursprüngliche natürliche Gelände zulässig. Die Festsetzung 

dient dazu, die Grundstücke gut nutzbar gestalten zu können, aber auch die Verträglichkeit 

mit den Nachbargrundstücken zu gewährleisten. Die Höhenbegrenzung der 

Aufschüttungen und Böschungssicherungen dient dem Nachbarschaftsschutz und 

verhindert, dass Anlieger plötzlich auf eine hohe Stützmauer blicken. Zusätzlich wird die 

offene Gestaltung des Wohngebietes gesichert.  

 

4.3 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen, 

sowie Stellung der baulichen Anlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22, 23 BauNVO) 

Vorgesehen ist die Bebauung mit Einfamilienhäusern und Doppelhäusern, daher ist die 

offene Bauweise mit Einzelhäusern und Doppelhäusern zulässig. Eine höhere 

städtebauliche Dichte durch eine Bebauung mit Mehrfamilienhäusern ist durch die 

Ortsgemeinde als zulässig deklariert. Die Einzelhausbebauung verhindert im Gegensatz zu 

einer reinen Doppelhausbebauung oder auch Reihenhäusern außerdem einen 

geschlossenen „Riegel“, der die Kaltluftzufuhr erschwert. Nachts strömt kalte Luft aus der 

freien Fläche in die bebauten Ortslagen, durch die seitlichen Abstände zwischen den 

Häusern kann die Luft weiterhin zirkulieren und ausgetauscht werden. Eine natürliche 
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Abkühlung über Nacht wird somit weiterhin ermöglicht. Doppelhäuser ermöglichen eine 

kompakte, aber trotzdem individuelle Wohnbebauung, die sich gut in unterschiedlich 

strukturierte Baugebiete einfügt. Außerdem bieten sie ein gutes Verhältnis von 

Wohnnutzung und Flächeninanspruchnahme, zudem begünstigen sie eine wirtschaftliche 

Nutzung der Erschließungs- und Infrastrukturkosten. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen festgesetzt. Um für die 

künftigen Bauherren ausreichenden Freiraum in der Platzierung der Gebäude zu 

gewährleisten, wird auf die Festsetzung von Baulinien verzichtet.  

 

4.4 Nebenanlagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO) 

Nebenanlagen sind auch auf den nicht bebaubaren Grundstücksflächen zulässig. Zulässige 

Nebenanlagen sollen die typische Wohnnutzung, z. B. durch Terrassen oder auch 

Geräteschuppen, ergänzen. Die Nebenanlagen sind in einem Abstand von mindestens 

5,00 m zur Straße zu errichten, um die problemlose Nutzung der öffentlichen 

Verkehrsfläche sicherzustellen und zu verhindern, dass Nebenanlagen zu dicht an die 

Straßen heran gebaut werden. Zusätzlich sollen genügend Flächen für Vegetation oder 

auch den ruhenden Verkehr freigehalten werden. Die Abstandsfläche von 5,00 m zur 

Straße kann beispielsweise als Vorgarten oder Stellplatz genutzt werden.  

Ausgenommen von dieser Regelung sind Einfriedungen, Stellplätze für Sammelbehälter 

wie Mülleimer und Wertstoffbehälter, Nebenanlagen für die Kleintierhaltung, unterirdische 

Zisternen, fernmeldetechnische Anlagen sowie Nebenanlagen, die der Versorgung des 

Gebietes mit Elektrizität, Gas, Wärme, Wasser sowie der Ableitung von Abwasser dienen 

und Anlagen für erneuerbare Energien. Die genannten Ausnahmen sind im Bebauungsplan 

vorgesehen, um die Nutzung der privaten Flächen nicht übermäßig einzuschränken.  

 

4.5  Verkehrsflächen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Zur Sicherung der inneren Erschließung des Baugebiets wird eine öffentliche 

Straßenverkehrsfläche mit einer Breite von 7,00 m festgesetzt. Zur Verdeutlichung der 

künftig gleichberechtigten Nutzung durch Geh- und Fahrverkehr sowie zum Aufenthalt 

und Spielen wird die Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung 

„Verkehrsberuhigter Bereich“ festgesetzt.  
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4.6 Zufahrten und Zuwegungen 

Zufahrten und Zuwegungen zu den Hauptgebäuden gelten nicht als Nebenanlagen im 

Sinne des § 14 BauNVO, sind jedoch ausnahmsweise zulässig, sofern sie der 

funktionsgerechten Erschließung der Baugrundstücke dienen. 

Die Flächen für Zuwegungen und Zufahrten sind auf geeignete Weise zu befestigen oder 

zu begrünen, eine versiegelungsarme Ausführung wird empfohlen. 

 

4.7 Stellplätze und Garagen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 12 BauNVO) 

Die Anzahl der Fahrzeuge pro Haushalt nimmt immer weiter zu und der steigende 

Parkdruck macht vielen Kommunen zu schaffen. Um diesem Problem zu begegnen wird im 

Bebauungsplan geregelt, dass so viele Stellplätze vorzusehen sind, wie nach 

landesrechtlichen und anderen Vorschriften erforderlich sind. Auf diese Weise muss der 

Bebauungsplan nicht geändert werden, sollten sich die Rechtsvorschriften für die Anzahl 

der Stellplätze ändern. Zusätzlich ist vorgesehen, dass mindestens 2 Stellplätze pro 

Wohnung vorgehalten werden müssen. Die Stellplätze können auch in Form von Garagen 

oder Carports vorgehalten werden. Um Problemen in der Nutzung der Straße vorzubeugen, 

die ggf. durch zu dicht stehenden Garagen und Carports entstehen, wird außerdem 

festgesetzt, dass mit Garagen ein Abstand von min. 5,00 m zur Verkehrsfläche eingehalten 

werden muss. Die Abstandsfläche kann als zusätzlicher Stellplatz genutzt werden. Carports 

müssen einen Abstand von min. 2,00 m zur Straßenverkehrsfläche einhalten. 

 

4.8 Höchstzulässige Anzahl der Wohnungen 

Durch die Beschränkung der Anzahl der Wohnungen auf max. zwei Wohnungen je 

Wohngebäude wird die städtebauliche Dichte geregelt und gemäß der dörflichen Prägung 

der Ortsgemeinde Bottenbach entsprechend niedrig gehalten. Bei Grundstücken die ≥ 800 

m² Fläche aufweisen sind vier Wohnungen je Wohngebäude erlaubt. Die Gemeinde möchte 

so den Bau von Mehrfamilienhäusern innerhalb der Kommune ermöglichen, was zu einer 

flexibleren und nachhaltigeren Nutzung von großen Grundstücken führt. 

 

4.9 Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten 

Leitungsrecht L1: Mit einem Geh- und Fahrrecht sowie mit einem Leitungsrecht zugunsten 

der Versorgungsunternehmen der Verbandsgemeinde zu belastende Fläche (Flurstück 

2299). Die Fläche dient als Wartungstrasse für öffentliche Leitungen. Die Fläche ist von 

Bebauung sowie von Bewuchs wie Sträuchern und Bäumen frei zu halten. Zulässig sind 

Einfriedungen ohne Fundament sowie nicht ortsfeste Anlagen. 
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4.10 Führung von Versorgungsleitungen 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Die Grundstücke werden erschlossen an die Eigentümer übergeben. Das bedeutet, dass 

die unterirdischen Versorgungsleitungen, wie z. B. auch die Stromleitung sich bereits auf 

den Grundstücken befinden. Zum jetzigen Zeitpunkt ist allerdings noch nicht klar, wo die 

Leitungen genau liegen werden. Daher ist im Bebauungsplan festgesetzt, dass die 

Bauherren sich vor der Durchführung ihres Projektes bei dem zuständigen Versorger über 

die örtliche Lage der Leitungen informieren müssen. Diese Festsetzung soll Personen- und 

Sachschäden verhindern.  

Durch die Fixierung in den textlichen Festsetzungen soll auch sichergestellt werden, dass 

auf die bereits verlegten Leitungen hingewiesen wurde.  

 

4.11 Rückhaltung von Niederschlagswasser 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und 20 BauGB) 

Das anfallende Niederschlagswasser des Plangebiets soll zukünftig zunächst in einem 

Rückhaltebecken auf dem Flurstück 2264 gesammelt und dann gedrosselt abgeleitet 

werden. Der Drosselabfluss soll in den Wegseitengraben des Wirtschaftswegs auf dem 

Flurstück 2570/5 erfolgen, welcher im weiteren Verlauf in den Lambach übergeht. 

Die Retentionsanlage soll in Form eines offenen Erdbeckens auf dem Flurstück 2264 

errichtet werden. Dabei soll die Einstauhöhe auf 0,30m begrenzt werden, damit keine 

Einzäunung des Rückhaltebeckens erforderlich wird. Weitere Informationen und Details 

können der zum Bebauungsplan zugehörigen Wasserbilanz entnommen werden. 

 

4.12 Öffentliche Grünfläche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 

Im Süden des Gebietes wird eine öffentliche Grünfläche festgesetzt, die unter anderem als 

wirksame Entwässerungsfläche mit natürlichen Abflussmulden genutzt werden soll. Pflege 

und Instandhaltung der Grünfläche ist Aufgabe der Gemeinde. Die öffentliche Grünfläche 

soll außerdem für ein Mindestmaß an Grün im Plangebiet sorgen und ist somit auch als 

Ausgleichsmaßnahme zu werten. 

 

 

4.13 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 

von Boden, Natur und Landschaft sowie Flächen für das Anpflanzen von 
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Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für 

Bepflanzungen  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25a BauGB) 

Durch die landespflegerischen Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 BauGB 

wird dem zwingend zu beachtenden Vermeidungs- und Minimierungsgebot Rechnung 

getragen. Die genannten Maßnahmen zur Reduzierung der Versiegelung unter den 

Punkten 4.13.2 bis 4.13.3 dienen unter anderem der Entschärfung der 

Gefährdungssituation im Falle eines Starkregens (siehe Starkregenkarte, 

Sturzflutentstehungsgebiet Abb. 11) sowie der Grundwasserneubildung. Durch 

Dachbegrünung und begrünte, unversiegelte Grundstücksflächen können Hitzeinseln 

gemindert werden. Grünstrukturen heizen sich zum einen weniger auf als befestigte 

Flächen. Zum anderen kühlen sie ihre Umgebung durch den Verdunstungseffekt. Die 

folgenden Festsetzungen sollen die negativen Auswirkungen der Bebauung auf Natur, 

Landschaft sowie den Menschen minimieren.  

 

4.13.1 Beleuchtung 

Im gesamten Geltungsbereich sind bei der Straßenbeleuchtung und Außenbeleuchtung an 

Gebäuden nur energiesparende Lampen, zum Beispiel LED-Lampen (keine oder möglichst 

geringe Blauanteile), mit einem UV-armen, insektenfreundlichen Lichtspektrum zulässig. 

Ebenso ist festgesetzt, dass eine Ausstrahlung der Lampen nach oben oder auch eine 

flächige Abstrahlung von Wänden zu vermeiden ist. Die Leuchtmittel sind nach dem 

aktuellen Stand der Technik zu wählen. Es gilt die Maxime „So viel Licht wie nötig, so wenig 

Licht wie möglich“. 

Zu viel nächtliche Beleuchtung kann dazu führen, dass nachtaktive Tiere, wie z. B. 

Fledermäuse später erwachen und dadurch weniger Zeit für die Nahrungsaufnahme haben. 

Fledermäuse sind eine besonders gefährdete Ordnung der Säugetiere. Sämtliche hier 

vorkommenden Fledermausarten stehen unter Artenschutz. Künstliche Lichtquellen ziehen 

insbesondere Insekten an, die sich beim Aufprall mit den Leuchtgehäusen verletzen oder 

getötet werden. Eine starke Beleuchtung von Wohngebieten kann außerdem Zugvögel 

irritieren. Künstliches Licht hat nachweislich negative Auswirkungen auf den Menschen und 

stört dessen Hormonhaushalt. Häufig hat die künstliche Beleuchtung Schlafstörungen zur 

Folge. Zusätzlich nimmt durch die Lichtverschmutzung die Zahl der sichtbaren Sterne ab. 

Die Festsetzung zur Beleuchtung wurde getroffen, da sie dazu beiträgt, schädliche 

Auswirkungen auf Menschen und Tiere zu minimieren. Außerdem werden durch 

Energiesparlampen CO2 und Kosten eingespart, neben der Nachhaltigkeit auch bei den 

steigenden Energiepreisen ein wichtiger Faktor.  
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4.13.2 Anlage unbebauter Flächen, Zufahrten und Stellplätzen  

Der Bebauungsplan sieht vor, dass unbebaute Flächen, Stellplätze, Zufahrten zu 

Stellplätzen und Garagen mit versickerungsfähigen Materialien angelegt werden. Je 

niedriger der Versiegelungsgrad, desto mehr Wasser kann versickern und zur 

Grundwasserneubildung dienen. Starkregenereignisse nehmen immer weiter zu, alle 

befestigten Flächen erhöhen zusätzlich den Oberflächenabfluss. Durch offene Flächen wird 

der Wasserabfluss verzögert und die Kanalisation entlastet. Das Risiko von 

Überschwemmungen wird somit vermindert. 

 

4.13.3 Unbebaute Grundstücksflächen 

Unbebaute Grundstücksflächen sind als Vegetationsflächen mit offenem oder 

bewachsenem Boden als Grünflächen anzulegen und zu unterhalten.  

Vorgärten dürfen nicht als Arbeits- oder Lagerfläche verwendet werden und sind als 

Vegetationsfläche anzulegen. Mit Ausnahme der erforderlichen Zuwegungen sind die 

Vorgärten gärtnerisch anzulegen und zu pflegen. Die unbebauten Grundstücksflächen sind 

bis auf notwendige Zufahrten und Zuwegungen als Garten- und Grünflächen anzulegen.  

Der Zusatz „und dauerhaft zu erhalten“ dient der Verdeutlichung, dass die Pflanzbindung 

nicht mit der einmaligen Herstellung erlischt.  

Pflanzen verbessern das Mikroklima indem sie durch Verdunstung Feuchtigkeit an die 

Umwelt abgeben und die Umgebungstemperatur senken. Bäume entwickeln auf zwei Arten 

einen Kühlenden Effekt. Zum einen spenden sie Schatten und verhindern somit ein 

Aufheizen, zum anderen kühlen Bäume ihre Umgebung durch Verdunstung.  

Des Weiteren erhitzen sich bepflanzte Flächen deutlich weniger als unbepflanzte. Vor dem 

Hintergrund immer wärmerer Sommer stellen diese Festsetzungen ein Mittel dar, die 

spürbaren Wetterfolgen abzumildern. Zusätzlich reduzieren Pflanzen die 

Luftschadstoffbelastung (z. B. Feinstaub) und verbessern daher die Luftqualität ihrer 

Umgebung.  

Unversiegelte Flächen dienen der Grundwasserneubildung und leisten damit einen 

wichtigen Beitrag für den Erhalt der Lebensgrundlade des Menschen. Bei 

Starkregenereignissen hilft der verzögerte Oberflächenabfluss Überschwemmungen zu 

vermeiden und die Kanalisation zu entlasten. Die angrenzenden Wohngebiete weisen 

einen hohen Anteil an Grünstrukturen auf (siehe Abb. 13), das neue Wohngebiet soll sich 

daran anschließen und in die Umgebung einfügen. Bei dem Bebauungsplan ist es daher 

sinnvoll ein gewisses Maß an Vegetation festzusetzen.  
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Flächenhafte Stein-, Kies-, Split- und Schottergärten werden im gesamten Geltungsbereich 

ausgeschlossen. Sie fügen sich nicht in die Gestaltung der Nachbarschaft und vermindern 

die Artenvielfalt. Des Weiteren speichern Steingärten über Tag die Wärme und geben diese 

nachts an ihre Umgebung ab. So wird die nächtliche Abkühlung der Wohngebiete 

verhindert und Hitzeinseln entstehen. Dies hat negative Auswirkungen auf die Vegetation, 

den Wasserverbrauch (Gartenbewässerung) sowie das Wohlbefinden des Menschen.  

 

4.13.4 Drahtzäune 

Die Festsetzung zur Ausführung von Drahtzäunen in Kombination mit Hecken dient als 

Vermeidungsmaßnahme. Kleinsäuger, insbesondere Igel, sollen geschützt werden. Die 

Maßnahme soll vermeiden, dass die Bewegungsfreiheit der Tiere eingeschränkt wird oder 

sich die Tiere verletzen. Die Festsetzung beschneidet nicht die Bau- oder 

Gestaltungsfreiheit der Eigentümer, Drahtzäune können noch verwendet werden, nur nicht 

ohne die Kombination mit einer Hecke oder mit einem durchgehenden Sockel. Alle weiteren 

Einfriedungen sind von dieser Festsetzung nicht betroffen. 

 

4.13.5 Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern  

Neubaugebiete sollen eine möglichst geringe Beeinträchtigung des Wasserhaushalts 

anstreben. Als Richtgröße gibt das Arbeitsblatt der Deutschen Vereinigung für 

Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA) eine maximal zulässige Abweichung 

von 5 – 10 % in den Bereichen Direktabfluss, Grundwasserneubildung und Verdunstung 

an. Durch die Bebauung und Versiegelung in Neubaugebieten werden die 

Grundwasserneubildung und die Verdunstung reduziert, sodass negative Auswirkungen 

wie ein Aufheizen der Umgebung und in Folge dessen auch eine schlechtere Luftqualität 

spürbar werden. Um die Beeinträchtigung des Wasserhaushalts im Gebiet einzugrenzen, 

werden verschiedene Maßnahmen im Bebauungsplan umgesetzt. Eine der Maßnahmen ist 

die Festsetzung der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern im Süden des 

Geltungsbereichs. Zur Förderung der Verdunstung im Plangebiet muss der gesamte 

Bereich flächig mit großkronigen Hochstämmen und Sträuchern, bzw. Hecken bepflanzt 

werden. Zusätzlich wird durch den Grünstreifen der Übergang in die offene Landschaft 

gestaltet. Diese Festsetzung ist ein wichtiger Maßnahmenbaustein für den Ausgleich der 

Wasserhaushaltsbilanz (siehe auch beiliegendes Entwässerungskonzept). Bäume 

verbessern das Mikroklima indem sie durch Verdunstung Feuchtigkeit an die Umwelt 

abgeben und die Umgebungstemperatur senken. So werden Hitzeinseln vermieden und die 

Luftqualität verbessert. 
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4.14 Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen, soweit sie zur 

Herstellung des Straßenkörpers erforderlich sind 

Zur Herstellung der öffentlichen Straße entlang des Baugebiets ist die Bewegung von 

Erdmassen notwendig. Ebenso die Anlage von Stützbauwerken, in diesem Falle 

Rückenstützen der Randeinfassungen. Oberirdisch auf der Grenze wird nur die Oberfläche 

der Bordsteine zu sehen sein, unterirdisch befindet sich dann hinter der Grenze, auf den 

angrenzenden Grundstücken, die Rückenstütze aus Beton. Mit der Festsetzung werden die 

künftigen Eigentümer darüber informiert, dass diese Bauwerke erforderlich und zu dulden 

sind. 

 

4.15 Bauliche Maßnahmen für den Einsatz erneuerbarer Energien 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB) 

Vor dem Hintergrund des Klimawandels und der vermehrten Nutzung erneuerbarer 

Energien werden Anlagen zur Energie- und Warmwassergewinnung explizit im 

Geltungsbereich auf 50% der Dachfläche von Hauptgebäuden festgesetzt. Ein 

Gesetzentwurf für eine bundesweite Solarpflicht liegt bereits vor. Um das Ziel 

Klimaneutralität 2045 zu erreichen, sollen ab Mitte 2022 verpflichtend 

Photovoltaik/Solaranlagen auf Neubauten zu errichten und zu betreiben sein. In Rheinland-

Pfalz ist ab dem 1. Januar 2023 bereits auf Dächern gewerblich genutzter Neubauten die 

Installation von Photovoltaikanlagen verpflichtend. 

Neben den positiven Auswirkungen auf das Klima kann sich durch die Nutzung solcher 

Anlagen ebenfalls eine Ersparnis bei den Nebenkosten für die künftigen Bewohner 

ergeben. Die Festsetzung sichert auch, dass die maximale Gebäudehöhe durch die 

Anlagen nicht überschritten wird. 

 

 

5 BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

(gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. § 88 LBauO) 

Der Gesetzgeber hat mit dem § 9 Abs. 4 BauGB sowie § 88 LBauO die Möglichkeit 

geschaffen, die Gestaltung der Wohngebiete zu regeln. Die Ortsgemeinde macht von 

dieser Möglichkeit in einem verträglichen Maß Gebrauch.  

Die Gestaltungsfestsetzungen dienen zum einen einem gewissen einheitlichen 

Erscheinungsbild innerhalb eines Wohngebietes, zum anderen der Erleichterung der 

Beurteilbarkeit von Bauvorhaben. Neben der Optik innerhalb des Gebietes soll das neue 

Wohngebiet auch einen sanften Übergang in die offene Landschaft aufweisen. 
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Abb. 13 zeigt ein Luftbild des angrenzenden Bereichs der Ortsgemeinde. Deutlich zu 

erkennen ist die Vegetation innerhalb der privaten Flächen sowie die Freiflächen außerhalb 

der Ortslage.  

Durch die geplante Bebauung wird der Luftaustausch zur bereits bebauten Ortslage hin 

eingeschränkt, da die Kaltluft nicht mehr ungehindert von der Freifläche in den Ort strömen 

kann. Dieser Einschränkung soll durch die Gestaltung und die unter den vorherigen 

Punkten genannten Festsetzungen begegnet werden.  

 

Abb. 13: Grünstrukturen in angrenzenden Wohngebieten 

Quelle Luftbild: Google Maps; Stand August 2025 

 

5.1 Dachformen und Dachneigungen 

Die Festsetzung ermöglicht die Gestaltung der Häuser mit gängigen Dachformen, die auch 

in der Ortslage vorkommen. Die Dachneigung für Flachdächer ist so vorgeschrieben, dass 

die Dächer sich für eine Begrünung eignen. Die Neigung der Sattel-, Walm-, Krüppelwalm- 

Plangebiet 
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und Pultdächer bei Hauptgebäuden eignet sich für die Errichtung von Anlagen zur Nutzung 

von Sonnenenergie.  

 

5.2 Dacheindeckungen 

Auf allen Dächern sind Einrichtungen für den Einsatz erneuerbarer Energien zulässig. Die 

Höhe aufgeständerter Anlagen bei Flachdächern ist nach oben auf 1,00 m gemessen von 

der Oberkante Dachhaut begrenzt. Dadurch soll gewährleistet werden, dass die Anlagen 

gestalterisch nicht zu dominant werden.  

Des Weiteren wird geregelt, dass eine Nutzung von Sonnenenergie kein 

Ausschlusskriterium für eine Dachbegrünung darstellt. Im Gegenteil, durch den 

Kühlungseffekt einer Dachbegrünung kann der Ertrag einer Anlage zur Nutzung für 

Sonnenenergie gesteigert werden. Solaranlagen dürfen aber die Funktion der 

Dachbegrünung nicht beeinträchtigen.  

 

5.3 Dachaufbauten 

Dachaufbauten sind zulässig. Es ist aber aus gestalterischer Sicht um ein harmonisches 

Gesamtbild zu erreichen, erforderlich, dass bei z. B. mehreren Einzelgauben oder 

Dachflächenfenstern alle in gleicher Höhe angeordnet werden. Die Festsetzung entspricht 

somit den Vorgaben des § 5 LBauO, dass u. a. Bauteile im Verhältnis nicht verunstaltet 

wirken dürfen. 

 

 

5.4 Einfriedungen 

Auf der straßenzugewandten Seite dürfen die Einfriedungen maximal eine Höhe von 

1,20 m aufweisen. Entlang der anderen Grundstücksgrenzen richtet sich die zulässige 

Höhe der Einfriedungen nach der Landesbauordnung. Auch die Kombination von 

Stützmauern und darauf angebrachtem Zaun darf die Gesamthöhe von 1,20 m an der 

Straßenseite nicht überschreiten. 

Die Höhenbeschränkung von 1,20 m erscheint als ausreichend zur Sicherung der 

Privatgrundstücke, trotzdem bleibt der Eindruck einer offenen Gestaltung des Baugebietes 

erhalten. Dies ist von der Gemeinde gewünscht. Die Zulässigkeit von Drahtzäunen nur in 

Kombination mit Hecken ergibt sich aus der Vermeidungsmaßnahme zum Schutz von 

Kleinsäugern (siehe Punkt 4.13.4).  
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5.5 Antennen 

Für jedes Gebäude sind nur eine Außenantenne und eine Satellitenanlage als 

Sammelanlage zulässig. 

Durch die getroffene Festsetzung zu Antennen soll eine unerwünschte Häufung an 

Antennen und Satellitenempfangsanlagen ausgeschlossen werden. Es soll vermieden 

werden, dass die technischen Anlagen als Fremdkörper empfunden werden und die 

Erscheinung des Baugebietes negativ beeinflussen. 

 

5.6 Fassadengestaltung 

Fassadenbegrünung als Gestaltungselement ist im gesamten Geltungsbereich zulässig. 

Vor dem Hintergrund des hohen Grünanteils der Nachbarschaft sowie der Schaffung eines 

angenehmen Mikroklimas im Wohngebiet wird empfohlen Fassaden mit Kletterpflanzen zu 

beranken. Dies schafft ein angenehmes Klima innerhalb der Wohnräume und verbessert 

durch Verdunstung das Mikroklima im Wohngebiet und stellt daher einen wichtigen Teil der 

Hitzevorsorge dar. Fassadenbegrünung unterstützt die Reduzierung von Luftschadstoffen 

und dämpft die Extremwerte der Oberflächentemperaturen. Zusätzlich wird die 

Wärmedämmung durch Luftpolsterbildung erhöht. Fassadenbegrünung stellt einen Schutz 

der Fassade vor starker Temperatur-, UV- sowie Schlagregenbeanspruchung dar. 

 

5.7 Gestaltung der unbebauten Flächen, Stellplätze und Garagen 

Die Festsetzungen von versickerungsfähigen Materialien für befestigte Flächen dienen der 

Minimierung der Eingriffe in die Schutzgüter Boden und Wasser. Durch die Verwendung 

wasserdurchlässiger Materialien verringert sich der Oberflächenabfluss und zusätzlich dient 

das versickernde Wasser der Grundwasserneubildung. Im Hinblick auf immer längere 

Dürreperioden ist es erforderlich möglichst viele Freiflächen zu erhalten um das 

Grundwasser und damit die Lebensgrundlage des Menschen zu schützen.  

Der Ausschluss von flächenhaften Steingärten dient der Durchgrünung der Grundstücke 

sowie der Erhaltung und der Artenvielfalt von Pflanzen und Insekten. Die versiegelten 

Stein-, Kies-, Split- und Schotterflächen heizen sich stärker auf als begrünte Flächen und 

verstärken somit die Erwärmung des Wohngebietes. 

Zudem wird eine an das Ortsbild angepasste Gestaltung der Freiflächen gewünscht, die der 

ländlichen Prägung von Bottenbach entspricht.  

 

5.8 Stellplätze für Mülltonnen und Sammelbehälter 

Aus ästhetischen Gründen sollen Stellplätze für Mülltonnen sowie Behälter flüssiger oder 

gasförmiger Brennstoffe mit einem Blickschutz versehen werden. So soll ein gepflegter 
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Gesamteindruck des Wohngebietes entstehen und erhalten bleiben. Als Blickschutz 

können Mauern, Sichtschutzzäune und/oder immergrüne Pflanzen oder auch sogenannte 

Mülltonnenboxen/Mülltonnenverkleidungen verwendet werden.  

 

 

6 LANDSCHAFTSPFLEGERISCHE SCHUTZ – UND 
VERMEIDUNGSMAßNAHMEN 

Die Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen sollen dazu dienen die negativen Auswirkungen 

auf Natur und Umwelt zu vermeiden, bzw. Flora und Fauna soweit möglich zu schützen. 

Die getroffenen Festsetzungen leiten sich vom Bundesnaturschutzgesetz her. 

Durch die Maßnahme wird vermieden, dass der Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 

BNatSchG, in Verbindung mit § 44 Abs. 5 BNatSchG, (vermeidbare Tötung, Verletzung, 

Gefährdung von Individuen, Entwicklungsstadien) eintritt und die Störwirkungen auf 

artenschutzrechtlich relevante Vogelarten (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) reduziert werden.  

 

 

7 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

Gem. § 2a BauGB sind die wesentlichen Auswirkungen des Bauleitplans entsprechend dem 

Stand des Verfahrens darzulegen. 

 

7.1 Auswirkungen auf die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 

und Arbeitsverhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und 

Arbeitsbevölkerung  

7.1.1 Nutzung 

Die vorliegende Bauleitplanung soll dafür sorgen, dass die Bevölkerung bei der Wahrung 

ihrer Grundbedürfnisse gesunde Bedingungen vorfindet. Durch die zulässigen Nutzungen 

im Geltungsbereich und im angrenzenden Baugebiet sind wechselseitig keine störenden 

Einflüsse zu befürchten, da es sich bei beiden um Wohnnutzung handelt.  

 

7.1.2 Lärm 

Im Plangebiet sind lärmintensive Nutzungen nicht zulässig, sodass sich dadurch keine 

störenden Emissionen ergeben. Auch in der Nachbarschaft sind keine lärmintensiven 

Anlagen und Nutzungen zulässig, die sich negativ auf den Geltungsbereich auswirken 

könnten.  
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7.1.3 Altlasten 

Altlasten sind der Ortsgemeinde im Plangebiet nicht bekannt. Es sind keine Altlasten im 

Flächennutzungsplan dargestellt. 

 

7.1.4 Radonvorsoge 

Aufgrund der geologischen Verhältnisse wird auf ein, laut Radonprognosekarte des 

Landesamtes für Umwelt Rheinland-Pfalz, Radonpotenzial von 29,4 kBq/cbm bis 

29,7 kBq/cbm und auf eine Radonkonzentration von 30 kBq/cbm bis 43 kBq/cbm in der 

Bodenluft hingewiesen (Stand Oktober 2023).  

Es wird darauf hingewiesen und empfohlen, projektbezogene Radonmessungen in der 

Bodenluft des Bauplatzes durchführen zu lassen, um gegebenenfalls bei der Errichtung von 

Wohngebäuden Maßnahmen ergreifen zu können, um den Eintritt von Radon ins Gebäude 

weitgehend zu verhindern.  

Weiterführende Informationen zum Thema Radonschutz von Neubauten und 

Radonsanierungen können dem „Radon-Handbuch“ des Bundesamtes für Strahlenschutz 

entnommen werden. Zu der Thematik Radon in Gebäuden bzw. in der Bodenluft steht 

außerdem die Radon-Informationsstelle im Landesamt für Umwelt zur Verfügung. Das 

Landesamt für Umwelt hat eine entsprechende Beratungsstelle eingerichtet (Radon-

Informationsstelle, Kaiser-Friedich-Straße 7, 55116 Mainz, Radon@lfu.rlp.de). 

 

7.2 Berücksichtigung der Wohnbedürfnisse 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplans „Auf Kälblingen“ werden die Voraussetzungen 

für die Erschließung neuen Wohnraumes geschaffen. Die Festsetzungen zielen darauf ab, 

gesunde Wohnverhältnisse, mit ausreichenden Grünflächen und Abständen, zu 

gewährleisten. Die Festsetzungen zur Gestaltung und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sowie Flächen für das Anpflanzen 

von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für 

Bepflanzungen tragen dazu bei, die negativen Auswirkungen des Klimawandels auf den 

Menschen abzufedern und trotz der zusätzlichen Versiegelung bioklimatisch wirksame 

Strukturen zu erhalten. 

 

7.3 Soziale, kulturelle und seelsorgerische Bedürfnisse der Bevölkerung; 

Erhaltung von Versorgungsbereichen 

Durch das neue Wohngebiet mit bis zu 12 Bauplätzen kann eine zusätzliche Nachfrage an 

sozialen, kulturellen und seelsorgerischen Einrichtungen entstehen. Die vorhandenen 
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Versorgungsbereiche können die steigende Nachfrage abdecken und werden durch sie 

gestärkt.  

 

7.4 Baukultur, Denkmalschutz und Denkmalpflege 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes „Auf Kälblingen“ sind die Belange des 

Denkmalschutzes und der Denkmalpflege nicht betroffen. Nach jetzigem Kenntnisstand 

befinden sich keine Kulturdenkmäler oder kulturhistorisch interessante Bauwerke im 

Plangebiet. Über archäologische Fundstellen oder Bodendenkmäler ist ebenfalls nichts 

bekannt. Sollten während der Bauphase Funde zutage treten, wird auf die gesetzliche 

Verpflichtung zur unverzüglichen Meldung bei der Generaldirektion Kulturelles Erbe, 

Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Mainz, verwiesen.  

 

7.5 Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege 

Im Zuge des Verfahrens wird ein Umweltbericht erarbeitet. Festsetzungen zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sowie Flächen für das 

Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für 

Bepflanzungen wurden in den Bebauungsplan integriert sowie auch Minimierungs- und 

Vermeidungsmaßnahmen. 

 

7.6 Belange der Wirtschaft und der Infrastruktur 

7.6.1 Wirtschaft/Arbeitsplätze 

Durch die Schaffung neuer Wohnflächen und somit einer möglichen Zunahme an 

Einwohnern sowie der daraus resultierenden höheren Nachfrage bei der Nahversorgung 

werden Arbeitsplätze in Einzelhandel, Dienstleistung und Gastronomie gesichert und 

Wertschöpfung generiert. 

 

7.6.2 Land- und Forstwirtschaft 

Die Belange der Forstwirtschaft sind durch die Planung nicht berührt. Die Realisierung des 

Bebauungsplanes betrifft zum Teil ungenutzte landwirtschaftliche Flächen. Die 

Ortgemeinde Bottenbach ist stark landwirtschaftlich geprägt und von 

Landwirtschaftsflächen (gem. FNP) umgeben. Betroffen durch den Bebauungsplan sind ca. 

9.740 m² Wiesenbrachfläche. Aufgrund den weiteren zur Verfügung stehenden 

Landwirtschafts- und Wiesenflächen sind durch den Bebauungsplan keine negativen 

Auswirkungen zu erwarten. 
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7.6.3 Post- und Telekommunikation 

Das Plangebiet schließt an bereits vorhandene Bebauung an und kann problemlos mit 

Telekommunikation erschlossen werden. 

 

7.6.4 Sicherung von Rohstoffvorkommen 

Im Plangebiet sind keine Rohstoffvorkommen verzeichnet. 

 

7.7 Belange der Mobilität und des Verkehrs 

7.7.1 ÖPNV 

Die Ortsgemeinde wird vom QNV, Queichtal Nahverkehr, der Linie 242 bedient. Es gibt 

insgesamt drei Haltesellen im Ort: In der Steinhauser Straße und in der Vinninger Straße, 

sowie in der Schulstraße an der dort gelegenen Grundschule. Die nächstgelegene 

Haltestelle vom Plangebiet aus befindet sich in der Vinninger Straße, ca. 250 m Luftlinie 

entfernt. 

 

7.7.2 Individualverkehr 

Das Plangebiet wird über die öffentliche Straße „Friedhofstraße“ erschlossen. Auf den 

Baugrundstücken sind gemäß den Festsetzungen ausreichend Stellplätze für die Nutzung 

von Pkws vorzusehen, sodass der ruhende Verkehr im Plangebiet minimiert werden kann. 

Da die verkehrliche Erschließung nicht als Verbindungstraße dient, ist nur mit Verkehr 

durch Anlieger zu rechnen.  

 

7.7.3 Sonstige Belange 

Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes, des Hochwasserschutzes sowie 

besondere Belange von Flüchtlingen und Asylbegehrenden sind durch den vorliegenden 

Bebauungsplan nicht berührt.  
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8 UMSETZUNG DER PLANUNG 

8.1 Bodenordnung 

Wird im laufenden Verfahren geklärt. 

 

8.2 Flächenbilanz 

Nutzung Fläche in m² 

Grundstücksflächen 7.948,12 m² 

davon Planung 10.841,22 m² 

davon Bestand 0,00 m²  

Fläche zum Anpflanzen 2.018,13 m² 

Verkehrsfläche 874,97 m² 

davon Planung 847,97 m² 

davon Bestand 0,00 m²  

Gesamtfläche Geltungsbereich 10.948,12 m² 
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